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und Pflichten für die Staaten. Die sich auf diese Weise her­
ausbildenden Rechtspositionen sind folglich von Staaten un­
terschiedlicher Gesellschaftssysteme getragen. Dabei lehrt die 
Geschichte: „Je progressiver die soziale Ordnung eines Staa­
tes und sein Rechtssystem sind ..., desto größer ist ihr Ein­
fluß auf die Entwicklung des Völkerrechts.“* 1 12

Entsprechend Art. 13 der UN-Charta werden die Komitees 
(Ausschüsse) der Vollversammlung- in dem Sinne rechtsbil­
dend tätig, daß sie Konventiorten vorbereiten. So wurden die 
Konventionen über die politischen Rechte der Frauen und die 
beiden Menschenrechtskonventionen aus dem Jahre 1966 im 
Ausschuß für soziale, humanitäre und kulturelle Fragen 
(3. Komitee) vorbereitet. Im Rechtsausschuß (6. Komitee) und 
speziell in der UN-Völkerrechtskommission (ILC) werden 
große Kodifikationen, wie z. B. das Diplomaten- und Konsu­
larrecht und die Kodifikation zum Recht der Verträge, er­
arbeitet.

Kodifikationen sind nicht lediglich vertraglich fixiertes 
Gewohnheitsrecht, sondern stets auch eine Konkretisierung 
und Weiterentwicklung geltenden Völkerrechts. Bereits im 
Stadium ihres Entwurfs bzw. vor der Ratifikation wirken 
Kodifikationen auf den internationalen Rechtsbildungsprozeß, 
da auf sie bei der Erarbeitung völkerrechtlicher Verträge und 
in Entscheidungen des Internationalen Gerichtshofs Bezug ge­
nommen wird und sie in die Argumentation einbezogen wer­
den.13 Damit kommt der UNO bei der Initiierung und Erar­
beitung von Kodifikationen besondere Bedeutung zu, wie auch 
Kodifikationsverträge einen besonders hohen, Stellenwert im 
internationalen Rechtsbildungsprozeß besitzen.

Betonung der Dynamik völkerrechtlicher Rechtsbildung

Die Problematik der Wirkung von Resolutionen der UN-Voll- 
versämmlung auf den Rechtsbildungsprozeß liegt dagegen ge­
wissermaßen im Vorfeld völkerrechtlicher Vereinbarungen. 
Dabei wird im folgenden nicht auf die verbindlichen Reso­
lutionen der Vollversammlung zu organisationsrechtlichen 
Fragen14 eingegangen, sondern ausschließlich auf die laut 
Art. 10, 12, 13 und 14 der UN-Charta empfehlenden Charakter 
tragenden Resolutionen zu Sachfragen. Diese Resolutionen 
werden, auch dann, wenn sie einstimmig angenommen wer­
den, als Empfehlungen begriffen.15 Jedoch handelt es sich 
nicht um bloße Wünsche, sondern um Forderungen und Soll­
bestimmungen.16

Die Abstimmung über eine Resolution ist mit der Zustim­
mung zu einem Vertrag nicht gleichzusetzen. Diese Aussage 
ist wesentlich für die politisch-rechtliche Einordnung der Re­
solutionen der Vollversammlung, schließt aber keineswegs 
eine Wirkung auf den völkerrechtlichen Rechtsbildungspro­
zeß aus. Gerade in dieser Hinsicht muß die Dynamik der 
völkerrechtlichen Entwicklung betont werden. Sie ist mit 
Analogien aus dem innerstaatlichen Rechtsetzungsverfahren 
nicht zu erfassen, was jedoch nicht heißt, daß es nicht Ge­
meinsamkeiten zwischen den Grundkategorien des Völker­
rechts und des innerstaatlichen Rechts geben kann.17 Es ist * 
die „politische und rechtliche Autorität“18, mit der auf die 
Effektivität des Völkerrechts Einfluß genommen wird. Der 
Prozeßcharakter der völkerrechtlichen Rechtsbildung und 
-entwicklung macht uns — ebenso wie die Abhängigkeit der 
Durchsetzbarkeit dieser Normen vom Stand der internatio­
nalen Kräftekonstellation, der internationalen gesellschaft­
lichen Verhältnisse — die Dynamik der völkerrechtlichen 
Rechtschöpfung deutlich.

Aus der Fülle und Vielfalt der Inhalte von Resolutionen 
der UN-Vollversammlung folgt auch die Differenziertheit im 
Hinblick auf den Einfluß, den diese Normen auf die Heraus­
bildung, Durchsetzung, Festigung, und Weiterentwicklung des 
Völkerrechts gewinnen. Will man die Resolutionen der Voll­
versammlung inhaltlich umreißen, so kann man feststellen, 
daß sie sich auf folgende Problemkreise beziehen:

1. auf eine völkerrechtliche Praxis, die als völkerrecht­
liches Gewohnheitsrecht bestätigt und bekräftigt wird, oder 
auf bestimmte Normen, die ausdrücklich bestätigt und be­
kräftigt werden; .

2. auf Prinzipien und andere Normen des Völkerrechts, die 
interpretiert werden (z. B. die Prinzipiendeklaration);

3. auf einen Standard oder Maßstab, der für den Prozeß 
der Rechtsentwicklung gesetzt wird (z. B. die Unabhängig­
keitsdeklaration) ;

4. auf Situationen, zu denen eine Lageeinschätzung im 
Hinblick auf einen internationalen Konflikt (z. B. Namibia- 
Resolutionen) oder einen aktuellen Fragenkomplex (z. B. 
Welternährungsproblem, Umweltschutz) vorgenommen wird 
(hier haben die Resolutionen den Charakter einer Zwischen­
bilanz der Wirksamkeit der UNO).

Insofern wird man auch sagen können, daß vor allem die 
Unabhängigkeitsdeklaration und die Prinzipiendeklaration — 
auch wenn sie keine völkerrechtlichen Vertragsnormen sind — 
auf den Prozeß der Entwicklung des allgemein-demokrati­
schen Völkerrechts und die Herausbildung eines völkerrecht­
lichen Normensystems weit größeren Einfluß genommen 
haben als manche Völkerrechtliche Konvention.

Die generelle Funktion der Resolutionen besteht in ihrem 
Einfluß auf die progressive Entwicklung des Völkerrechts. 
Art. 15 Satz 1 des ILC-Statuts19 besagt, daß unter „progressi­
ver Entwicklung des Völkerrechts“ die Vorbereitung von Ver­
tragsentwürfen über Gegenstände zu verstehen ist, die bisher 
noch keine entsprechende völkerrechtliche Regelung erfahren 
haben oder bezüglich derer das Völkerrecht in der .Staaten­
praxis noch nicht genügend entwickelt ist. Eine solche pro­
gressive Entwicklung bewirkt gemäß Art. 15 Satz 2 des ILC- 
Statuts die Kodifikation als eine „präzisere Formulierung und 
Systematisierung“ von völkerrechtlichen Bestimmungen, zu 
denen es eine breite Staatenpraxis, Präzedenzfälle und ent­
sprechende Rechtsauffassungen gibt.

Diese progressive Entwicklung des Völkerrechts wird auch 
durch Resolutionen der UN-Vollversammlung positiv beein­
flußt und kann durch sie eine Beschleunigung erfahren. Zu­
gleich ist aber klar, daß sie selbst neben dem Völkervertrags­
recht und dem Völkergewohnheitsrecht keine dritte Rechts­
quelle des Völkerrechts darstellen. Ihre politisch-moralische, 
in gewisser Weise auch juristische Wirkung auf die Rechts­
bildung und -entwicklung ist jedoch nachweisbar.

Die politisch-rechtliche Charakterisierung der Resolutionen

Eine Resolution liegt in der Grauzone zwischen Rechtsforde­
rung und Rechtsnorm. Tatsächlich gibt es schwierige Über­
gänge, wirken hier Widersprüche, die nach Lösungen drän­
gen. Diese Auffassung schließt nicht aus, sondern fordert 
wohl sogar, von den gesicherten Positionen der Prinzipien 
des Völkerrechts und der anderen Normen aus die Zwischen­
phasen ins Auge zu fassen. Der Auffassung E. H a m b r o s  
ist nur Zum Teil zuzustimmen, wenn er die politische und mo­
ralische Kraft von Resolutionen allein vom Abstimmungsver­
hältnis abhängig macht20 — bezieht er doch dabei die Inhalte 
der Resolutionen nicht mit in seine Betrachtungen ein.
I. B r o w n l i e  verwendet die Formulierung von den „recht­
setzenden Resolutionen“ (law making resolutions)21, die bei 
aller Vereinfachung anregende Fragen provoziert. Alle Be­
griffe, die dazu in der bürgerlichen Literatur zu finden sind 
(soft law, coütume sauvage, green law, instant law) sind in­
sofern abzulehnen, als sie die Resolution in die Stellung eines 
„Halbrechts“ zu bringen suchen.22

Eine rechtsetzende Kompetenz besitzen die UNO-Gremien 
nicht; dies wäre unvereinbar mit dem Völkerrechtssystem der 
Gegenwart. Alle UN-Organe, die mit der Weiterentwicklung 
des Völkerrechts befaßt sind, sind keine Gesetzgebungsorgane.
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